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Antrag 

der Abgeordneten Frau Dann, Suhr und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Rücknahme des Entwurfs der Achtundzwanzigsten Verordnung zur Änderung der 
Fernmeldeordnung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, auf eine Rücknahme des 

Entwurfs der Achtundzwanzigsten Verordnung zur Änderung der 

Fernmeldeordnung hinzuwirken. 

Bonn, den 24. September 1985 

Dann 

Suhr 

Hönes, Schmidt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 

Begründung 

1. In rigoroser Ausnutzung ihrer Monopolstellung betreibt die 
Deutsche Bundespost aktiv Medienpolitik zugunsten der Inter- 
essen privater Programmanbieter. Gleichzeitig versucht die 
Deutsche Bundespost die länderspezifische Gesetzgebung zu 
unterlaufen oder massiv in die Länderkompetenzen einzugrei- 
fen. Die Wahlfreiheit des Bürgers, sich zu entscheiden, ob er 
lediglich das ortsmöglich empfangbare Programm oder auch 
das herangeführte Programm über Kabel abnehmen möchte, 
wird durch die geplante Gebührengestaltung der Deutschen 
Bundespost in drastischer Weise eingeengt. 

Schon die Neudefinition der Gebührentatbestände der Verord- 
nung stellt das bisherige Leistungsgefüge auf den Kopf. Die 
ortsmöglichen Programme werden dabei als Grundleistung, die 
herangeführten Programme als Regelleistung definiert. Ent- 
sprechend sind die Gebühren so gestaltet, daß es wirtschaft- 
licher ist, die Regelleistung abzunehmen als die Grundleistung. 

Will der Bürger lediglich die Grundleistung abnehmen, so hat 
er nur dann einen Anspruch auf die Installation eines Füters, 
der die Trennung der Programmpakete vornimmt, wenn es die 
rundfunkrechtlichen Voraussetzungen des jeweiligen Bundes- 
landes vorsehen. Für die Kosten des Filters in Höhe von 
200 DM muß er selbst aufkommen. 
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Der Kabelanschlußteilnehmer, der eine Trennung des Gnind- 
und Regelprogramms beantragt, kommt nicht in den Genuß 
von Pauschalvergünstigungen, die durch die geplanten 
Gebührenneuregelungen vorgesehen sind. Da die Pauschal- 
vergünstigungen dem Kabelanschlußinhaber nur für mehrere 
Wohneinheiten gewährt werden, wird seitens der Deutschen 
Bimdespost über die Vermieter ökonomischer Druck ausgeübt, 
den Mieter zur Abnahme des Regelprogramms zu bewegen. 

2. Die Deutsche Bundespost strebt mit dieser Änderimgsverord- 
nung über die bereits laufenden Kooperationsmodelle hinaus 
eine Teilprivatisienmg des öffentlichen Fernmeldenetzes an. 
Private Netze sollen zukünftige auch in öffentlichen Wegen 
zugelassen werden. Auf eine spätere Netzübernahme durch 
die Deutsche Bundespost wird verzichtet. Private Kabelanla- 
genbetreiber können eigenständig Gebühren erheben. 

Die faktische Aufgabe der Netzhoheit durch die Deutsche Bun- 
despost und ihre Überantwortimg an Private ist aus grundsätz- 
lichen gesellschaftspolitischen Erwägungen abzulehnen. Ein- 
führung, Entwicklung und Ausgestaltung der Informations- 
und Kommunikationstechnologien wird durch die Politik des 
Bundesministers für das Post- und Femmeldewesen schritt- 
weise einer politischen Gestaltung und Verantwortlichkeit ent- 
zogen und damit privatwirtschafthchen Interessen ausgeliefert. 
Demgegenüber sollten im Rahmen eines technologiepoliti- 
schen Bürgerdialogs die neuen Technologien vor ihrer Einfüh- 
rung auf ihre sozialen, ökonomischen und ökologischen Folgen 
geprüft werden. Wenn sich dabei insbesondere die soziale und 
ökologische Unverträglichkeit herausstellen sollte, ist von einer 
Einführung dieser Technologien abzusehen. Eine Vorausset- 
zung für einen derartigen politischen Prozeß ist die Erhaltung 
der Netzhoheit der Deutschen Bundespost. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen ist nicht 
befugt, private Netze in öffentlichen Wegen zuzulassen. § 1 des 
Telegraphenwegegesetzes erlaubt nur der Deutschen Bundes- 
post die Nutzung öffentlicher Wege zur Verkabelung. Die Ent- 
scheidung, private Kabelanlagenbetreiber auch in den Genuß 
dieses gesetzlichen Privüegs kommen zu lassen, obliegt dem 
Parlament und nicht dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmelde wesen. 

3. Die Deutsche Bundespost hat als gemeinwirtschafthches Unter- 
nehmen für die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland Sorge zu tragen. Ebenso ist sie an 
die Grundsätze der Gleichbehandlung und der Gebühren- 
gerechtigkeit gebunden. Diese von der Deutschen Bundespost 
bei ihrer Geschäftspolitik zu beachtenden Grundsätze werden 
in dem Entwurf in grober Weise verletzt. 

Aufgrund mangelnder Akzeptanz bei den Bürgern ist die 
flächendeckende Verkabelung gescheitert. Keine der von der 
Deutschen Bundespost angestrebten Anschlußzahlen konnte 
bislang erreicht werden. Die reahsierten Anschlüsse blieben 
weit hinter den prognostizierten Anschlüssen zurück. Mit der 
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angestrebten Gebühr entarifgestaltung gibt der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen zu erkennen, daß er endgül- 
tig von dem Ziel einer flächendeckenden Verkabelung 
Abstand genommen hat und ledighch auf die Verkabelung von 
Ballungsgebieten setzt. Adressat dieser Geschäftspohtik sind 
die Wohnungsbaugesellschaften. Ab zehn Wohnungen ist eine 
enorme Preisvergünstigung der Kabelanschlußgebühren vor- 
gesehen. Das Preisgefälle zwischen den Anschlußgebühren für 
die 1. Wohneinheit in Höhe von 750 DM und den Anschluß- 
gebühren für die 101. Wohneinheit in Höhe von 10 DM beträgt 
7 500 %. In der Regel werden nur Wohnungsbaugesellschaften 
diese degressive Preisgestaltung voll ausschöpfen können, da 
nur sie über die erforderüche Anzahl von Wohnungen in einem 
zusammenhängenden Wohngebiet verfügen. 

Demgegenüber hat der einzelne Bürger die vollen Kosten zu 
tragen. Mit dieser Geschäftsstrategie soll - am Bürger vorbei - 
über die Wohnungsbaugesellschaften die Verkabelung zumin- 
dest noch in den Ballungsgebieten durchgesetzt werden. 

Eine derartige Gebührenpohtik hat zwangsläufig ein ungleich- 
mäßiges, ledighch auf bestimmte städtische Ballungsräume 
konzentriertes Dienstleistungsangebot zur Folge. Die Gebüh- 
renspanne verstößt in eklatanter Weise gegen alle Grundsätze 
von Gebührengerechtigkeit. 

4. In der Änderungsverordnung wird die Erhebung der ^vollen 
Btx-Teilnehmergebühren um ein Jahr auf den 1. Juli 1987 
verschoben. Bis zum 1, Juh 1986 ist die Nutzung von Btx 
gebührenfrei, ab 1. Juh 1986 werden ledighch die halben 
Gebühren erhoben. 

Der Bundesminister für das Post- und Femmeldewesen zieht 
damit eine falsche Konsequenz aus der Tatsache, daß für das 
Btx-System die notwendigen Teilnehmerzahleri bei weitem 
nicht erreicht werden. Ursache dafür ist der mangelnde Bedarf 
für ein derartiges Kommunikationssystem. Zudem ist das Btx- 
System auch technisch nicht ausgereift und gegenüber Daten- 
mißbrauch nicht sicherbar. 

Das Btx-System wird überwiegend zum Zweck der Geschäfts- 
kommunikation genutzt. Daß die Deutsche Bundespost für die 
Geschäftskommunikation eines exklusiven Kreises von Teil- 
nehmern ein kostenloses Dienstleistungssystem bereithält, ist 
ebenfaUs mit dem Grundsatz von Gebührengerechtigkeit nicht 
in Einklang zu bringen. Der Deutschen Bundespost entsteht ein 
Gebührenausfall in Höhe von 30 Mio. DM, der von den Postge- 
bührenzahlern aufzubringen ist. 

Wenn der Bundesminister für das Post- und Femmeldewesen 
sich nicht in der Lage sieht, die Leistungen des Btx- Systems 
nach betriebswirtschaftiichen Gesichtspunkten kostendeckend 
anzubieten, ist er verpflichtet, die weitere Einfühmng dieses 
Dienstleistungssystems zu stoppen und auf weitere Fehhnvesti- 
tionen in Milhonenhöhe zu verzichten. 
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